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Stellungnahme des Regierungsrates

1. Interpellationstext

Beim Bau der Transitgasleitung Rodersdorf-Lostorf ist es offensichtlich zu einigen Ungereimthei-
ten gekommen. Die Transitgas AG hat gegen Ende der Bauphase den, in treuhanderischer Funk-
tion eingesetzten zustandigen Leuten fur Land und Recht das Mandat entzogen. Dies ist ein kla-
rer Verstoss gegen die vertragliche Abmachung in den Dienstbarkeitsvertragen (DBKV), in wel-
chen der Transitgas AG das Durchleitungsrecht eingerdumt wurde. Die von der TRG3 betroffe-
nen Grundeigentimer mussten sich gegen Ende der Bauphase mit der Bauherrin direkt ausein-
andersetzen und konnten nicht mehr auf die Kenntnisse der wahrend der Bauphase zustandi-
gen Personen zahlen. Verschiedene Grundeigentimer, die mit der Art der Bauausfiihrung und
insbesondere mit der Rekultivierung nicht zufrieden sind, sehen sich heute mit grossem Wider-
stand von Seiten der Transitgas AG konfrontiert und ihre Anliegen werden negiert.

Wahrend der Bauphase wurden verschiedentlich die Vorschriften des Bodenschutzes nicht ein-
gehalten. Die Folge waren Probleme bei der Rekultivierung. Es musste auch festgestellt werden,
dass die fur die Einhaltung der Bodenschutzrichtlinien verantwortlichen Experten &fters von Sei-
ten der Bauherrschaft ausgewechselt wurden. Dadurch wurde eine wirkungsvolle Umsetzung
der Bodenschutzauflagen massiv behindert.

Aufgrund dieser unerfreulichen Situation bitte ich den Regierungsrat folgende Fragen zu beant-
worten:

1. Hat der Regierungsrat Kenntnis von diesen Vertragsverletzungen?

2. Sieht der Regierungsrat Méglichkeiten, die in den DBKV enthaltenen Zusicherungen wieder
in Kraft zu setzen, dass die Grundeigentiimer wahrend 10 Jahren bei den Land-und-Recht-
Leuten treuhanderische Ansprechpartner haben?

3. Sieht der Regierungsrat Moéglichkeiten, betroffene Grundeigentiimer zu unterstiitzen, um
ihre Rechtssituation gegentber einer sehr machtigen Organisation, wie der Transitgas
durchzusetzen?

4. Welche Méglichkeiten sieht der Regierungsrat, um bei kiinftigen Bauvorhaben dhnlicher
Grossenordnungen die Interessen der Grundeigentimer besser zu schitzen?

5. Wie kann dem Bodenschutz bei grossen Bauvorhaben die gesetzlich verlangte Nachachtung
verschafft werden?



2. Begriindung (Vorstosstext)

3. Stellungnahme des Regierungsrates
3.1 Allgemeines
3.1.1  Zustandigkeiten im Bewilligungsverfahren

Die Transitgasleitung Rodersdorf-Lostorf TRG3 untersteht dem Eidgendssischen Rohrleitungsge-
setz (RLG vom 4. Oktober 1963, SR 746.1). Aufsichtsbehorde fur Bau, Unterhalt und Betrieb ist
das Bundesamt fur Energie. Das Plangenehmigungsverfahren wird durch dieses Bundesamt
durchgefihrt, die Kantone werden angehért. Mit der Plangenehmigung werden samtliche nach
Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen erteilt. Kantonale Bewilligungen und Plane sind nicht
erforderlich.

3.1.2 Konzession und Plangenehmigungsverfiigung

Am 12. Mai 1999 erteilte der Bundesrat an die Transitgas AG die Konzession fir den Bau und
Betrieb einer Transitgasleitung von Rodersdorf nach Lostorf. Die Kantone wurden vor Konzessi-
onserteilung angehort. Im Kapitel "3. Projektierung und Bau" der Konzession wird unter ande-
rem aufgefthrt:

- Die Bodenschutzrichtlinien des Bundesamtes flir Energie vom 1. Januar 1997 sind
einzuhalten.

- Die Bauarbeiten sind im Einvernehmen mit den kantonalen Bodenschutzfachstellen
durch eine mit den nétigen Weisungsbefugnissen ausgestattete, von der Baulei-
tung unabhangige Bodenschutz-Fachperson zu begleiten und zu Gberwachen.

- Die Bewirtschafter sind vollumfanglich flr Bewirtschaftungserschwernisse und Er-
tragsausfalle wahrend der Bauarbeiten und fir die Zeit der anschliessenden Folge-
bewirtschaftung durch die Konzessionérin zu entschadigen.

- Folgeschaden, die auf Bau und Betrieb der Anlage zurlckzufiihren sind, sind von
der Konzessiondrin zu beheben bzw. zu entschadigen.

Zur Thematik "Bauaufsicht" wird in der Konzession festgehalten:
- Die Konzessionarin ist verantwortlich fur die Einhaltung der Gesetzgebung sowie
der in Konzession, Plangenehmigungsverfigung und weiteren Verfligungen der
Aufsichtbehorde erlassenen Bedingungen und Auflagen.

- Die behordliche Bauaufsicht obliegt dem Eidg. Rohrleitungsinspektorat.

- Andere eidgendssische, kantonale und kommunale Aufsichtsbehérden sind im Be-
reich ihrer Zustandigkeit befugt, Kontrollen auszulben.

In der Plangenehmigungsverfiigung des Bundesamtes fir Energie vom 4. Mai 2000 wurden
dann die im Rahmen des Umweltvertraglichkeitspriifungs-Verfahrens vom Kanton Solothurn
eingebrachten Antrage (u.a. auch fur den Bodenschutz) bertcksichtigt.



3.1.3  Privatrechtliche Vertrage und Abmachungen

Fur die Behandlung aller Entschadigungsfragen bezlglich Durchleitungsrechten, Bewirtschaf-
tungserschwernissen, Ertragsausfallen und Abnahme der wiederinstandgestellten Parzellen
kommt zwischen der Bauherrschaft und den jeweiligen Grundeigentimern als Vertragspartner
privates Recht zur Anwendung.

Zu diesem Zweck wurde durch die Konzessionarin mit jedem einzelnen Grundeigentimer und
Bewirtschafter eine vertraglich festgehaltene Vereinbarung abgeschlossen. Als Ansprechpartner
fur die betroffenen Grundeigentiimer trat im Auftrag der Konzessionarin die Schweizerische
Vereinigung Industrie und Landwirtschaft (SVIL) auf. Als Vertreter der SVIL agierten sogenannte
"Land-und-Recht-Leute", meist erfahrene Landwirte. Diese Uberwachten die in den Dienstbar-
keitsvertragen (DBKV) festgehaltenen Auflagen. Hin und wieder wurden bei Differenzen fir
eine fachkundige Beurteilung der Situation vor Ort die Fachleute der Bodenschutzfachstelle bei-
gezogen.

3.2 ZuFrage 1
Nein, wir haben keine Kenntnis von Vertragsverletzungen.
3.3 ZuFrage 2

Nicht eingehaltene Vereinbarungen (Dienstbarkeitsvertrage) zwischen den hier beschriebenen
Parteien sind grundsatzlich privatrechtlicher Natur. Unstimmigkeiten sind daher auch auf die-
sem Wege einzuklagen. Eine Einflussnahme des Regierungsrates hierzu ist nicht opportun.

Nicht zu akzeptieren ist allerdings die allfallige Verletzung der in der Konzession und der Plan-
genehmigungsverfligung enthaltenen Verpflichtung, dass bleibende Bodenschaden, die auf Bau
und Betrieb der Anlage zurtuckzufihren sind, von der Konzessionarin zu beheben bzw. zu ent-
schadigen sind.

Diese Pflichten leiten sich insbesondere aus dem Umweltschutzgesetz ab. Fachliche Grundlagen
sind die "Richtlinien zum Schutze des Bodens beim Bau unterirdisch verlegter Rohrleitungen"
(Bodenschutzrichtlinien, BSR) des Bundesamtes fir Energie vom 1. Januar 1997 und die detail-
lierten Bodenkarten mit den Rekultivierungsvorgaben.

3.4 ZuFrage3

Aus den bereits oben genannten Griinden haben wir keine Méglichkeit, Grundeigentimer in ih-
rer rechtlichen Position zu unterstitzen. Diesbezlglich hat der Bund als Aufsichtsbehorde (ver-
treten durch das Bundesamt fir Energie) sowie die SVIL bezlglich der DBKV ihre Pflichten zu er-
fallen.

Die Bodenschutzfachstellen der betroffenen Kantone (Basel-Landschaft, Solothurn) haben bei
verschiedenen Gelegenheiten auf die Konkretisierung der notwendigen Massnahmen zur Ein-
haltung der Auflagen gedrangt. Dabei haben sich die kantonalen Fachstellen sowohl an die
Konzessionarin als auch an die Bundesaufsicht gewandt. Aufgrund der Zustandigkeit des Bun-
des war aber die Position der Kantone meist eher schwach. Trotzdem konnten die vereinzelt
aufgetretenen Probleme bei der Wiederinstandstellung in den meisten Fallen gel6st werden.
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3.5 ZuFrage4

Durch die beim Bund liegende Zustandigkeit flir Rohrleitungen dieser Gréssenordnung ist die
Aufsicht Gber die Bauphase auch auf Bundesebene angesiedelt. Grundeigentiimer haben sich
somit auf die Vorgaben der Bundesbehdérden einzustellen.

Die Kantone haben bis heute lediglich die Méglichkeit, im Rahmen der Anhérung (meist im Zu-
sammenhang mit der Umweltvertraglichkeitsprifung UVP), mit sachbezogenen Antragen an die
Bundesbehoérde auf einen Schutz der UmweltgUter (z.B. Boden) hinzuwirken.

Den Kantonen ist seit langerer Zeit bekannt, dass umweltrechtliche Auflagen auf Bundesbau-
stellen nicht immer mit der erforderlichen Konsequenz umgesetzt werden. Deshalb ist eine Ar-
beitsgruppe aus Vertretern der Kantone und aus verschiedenen Bundesamtern daran, moégliche
Lésungen auszuarbeiten. Im Vordergrund steht dabei die Ausarbeitung einer Mustervereinba-
rung, die es zuklUnftig ermdglichen soll, den Vollzug von Umweltrecht auf Bundesbaustellen
dem Standortkanton zu Ubertragen. Der Standortkanton soll fir die Ubernahme dieser Bundes-
aufgabe kostendeckend entschadigt werden. Sollte eine solche Mustervereinbarung zustande
kommen, so wird der Bund zukiinftig im Einzelfall entscheiden, ob er seine Aufsichtsfunktion an
den Kanton Ubertragen will. Zudem muss sich der Kanton bereit erklaren, diese Bundesaufgabe
fur ein konkretes Bauprojekt zu tbernehmen.

3.6 ZuFrage5

Wie oben schon dargelegt, haben wir bei der gegenwartigen Kompetenzzuweisung keine Még-
lichkeit, bei Infrastrukturprojekten des Bundes direkten Einfluss auf die Umsetzung von festge-
legten Massnahmen zu nehmen.

Wir sind aber tberzeugt davon, dass die Ubernahme der Aufsichtsfunktion durch kantonale
Stellen, wie sie unter Frage 4 beschrieben wurde, im Kanton Solothurn zu einer konsequenteren
Umsetzung der Umweltauflagen fihren wirde: Einerseits sind die kantonalen Fachstellen mit
den ortlichen Verhaltnissen besser vertraut als Bundesstellen und andererseits verfiigen sie in
der Zwischenzeit Uber mehrjahrige Erfahrung bei der intensiven Begleitung von Grossprojekten
(z.B. Entlastung West in Solothurn, Briefpostzentrum Harkingen, Entlastung Region Olten). Al-
lerdings setzen die beschrankten personellen Ressourcen der kantonalen Uberwachung von
Bundesvorhaben enge Grenzen.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Verteiler

Bau- und Justizdepartement
Bau- und Justizdepartement (br)
Amt far Umwelt (Bo, mh) (2)
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat



	1.Interpellationstext
	2.Begründung (Vorstosstext)
	3.Stellungnahme des Regierungsrates
	3.1Allgemeines
	3.1.1Zuständigkeiten im Bewilligungsverfahren
	3.1.2Konzession und Plangenehmigungsverfügung
	3.1.3Privatrechtliche Verträge und Abmachungen

	3.2Zu Frage 1
	3.3Zu Frage 2
	3.4Zu Frage 3
	3.5Zu Frage 4
	3.6Zu Frage 5


